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Sozialgericht Landessozialgericht Sachsen-Anhalt
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren „bis auf weiteres“

Eingliederungsvereinbarung durch
Verwaltungsakt
Geltungsdauer
Geltungszeitraum
Ermessensausübung
Ermessen
Ermessenserwägungen
Überprüfung
Fortschreibung
erwerbsfähige Leistungsberechtigte

Leitsätze 1. An die eine
Eingliederungsvereinbarung ersetzenden
Regelungen in einem
Eingliederungsverwaltungsakt gemäß §
15 Abs 3 Satz 3 SGB II sind dieselben
Maßstäbe anzulegen, wie sie für eine
konsensuale Eingliederungsvereinbarung
gelten (BSG, Urt v 23. Juni 2016, B 14 AS
42/15 R, juris RN 32).

2. Nach Maßgabe des seit 1. August 2016
geltenden § 15 Abs 3 SGB II ist es
rechtlich nicht zu beanstanden, wenn der
Geltungszeitraum in Anpassung an die
jeweilige Eingliederungssituation und
Integrationsstrategie oder Lebenslage
durch den Leistungsträger flexibel
geregelt wird. Daher kann in einem eine
Eingliederungsvereinbarung ersetzenden
Verwaltungsakt auch dessen Geltung „bis
auf weiteres“ und damit ein unbefristeter
Geltungszeitraum bestimmt werden (BSG,
Urt v 21. März 2019, B 14 AS 28/18 R,
juris RN 22).
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3. Wird ein Gelltungszeitraum „bis auf
weiteres“ bestimmt, muss dies von
hinreichenden Ermessenserwägungen
getragen sein, die in dem die
Eingliederungsvereinbarung ersetzenden
Bescheid niederzulegen sind. Enthält der
angegriffene Bescheid keine
Ermessenserwägungen des
Leistungsträgers und ist zudem nicht
erkennbar, dass dieser überhaupt erkannt
hat, dass er bei der Bestimmung von
Geltungsdauer und
Fortschreibungsbedingungen Ermessen
auszuüben hatte, ist der ersetzende
Verwaltungsakt rechtswidrig.

Normenkette SGB II § 15 Abs 3
SGB II § 53a Abs 2

1. Instanz

Aktenzeichen S 7 AS 147/21
Datum 09.06.2022

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 AS 471/22
Datum 22.06.2023

3. Instanz

Datum -

Â 

Das Urteil des Sozialgerichts Dessau-RoÃ�lau vom 9. Juni 2022 und der Bescheid
des Beklagten vom 14. Januar 2021 sowie der Widerspruchsbescheid vom 17.
Februar 2021 werden aufgehoben. 

Der Beklagte hat der KlÃ¤gerin die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten fÃ¼r
das Klage- und das Berufungsverfahren zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Tatbestand:

Â 
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Die KlÃ¤gerin und BerufungsklÃ¤gerin (im Weiteren: KlÃ¤gerin) wendet sich gegen
ein Urteil des Sozialgerichts Dessau-RoÃ�lau (SG), das ihre Klage gegen eine
Eingliederungsvereinbarung mittels Verwaltungsakt des Beklagten und
Berufungsbeklagten (im Weiteren: Beklagter) abgewiesen hat.

Â 

Die 1960 geborene KlÃ¤gerin bezieht gemeinsam mit ihrem Ehemann, der seit 2021
eine befristete Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bezieht, als
Bedarfsgemeinschaft von dem Beklagten ergÃ¤nzende Leistungen der
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch
(SGB II). 

Â 

Am 14. Januar 2021 erlieÃ� der Beklagte fÃ¼r die KlÃ¤gerin einen
Eingliederungsverwaltungsakt, der vom 14. Januar 2021 â��bis auf weiteresâ��
gÃ¼ltig sein solle. Mit diesem Bescheid werde die Eingliederungsvereinbarung vom
13. April 2017 fortgeschrieben. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte der Beklagte aus, der
Abschluss einer Eingliederungsvereinbarung sei nicht zustande gekommen. Die
KlÃ¤gerin habe sich in frÃ¼heren GesprÃ¤chen geweigert, eine
Eingliederungsvereinbarung abzuschlieÃ�en. Zudem sei sie persÃ¶nlich und
telefonisch nicht zu erreichen. Daher sei der Erlass eines ersetzenden
Verwaltungsakts erforderlich geworden. Mit dem Eingliederungsverwaltungsakt
wurde die KlÃ¤gerin u.a. verpflichtet, jeden Monat mindestens zwei
BewerbungsbemÃ¼hungen um sozialversicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse zu unternehmen und hierÃ¼ber Nachweise
vorzulegen. Der Beklagte verpflichtete sich im Gegenzug, eine
Bewerbungskostenpauschale von 3 â�¬ pro Bewerbung bis zu einem Jahresbetrag
von 150 â�¬ auf Antrag zu Ã¼bernehmen. Die Festlegungen im Bescheid sollten
â��fÃ¼r die oben angegebene Zeitspanneâ�� gelten, â��soweit zwischenzeitlich
nichts anderes geregeltâ�� werde. 

Â 

In einem am selben Tag verfassten Vermerk legte die Mitarbeiterin des Beklagten
nieder, aufgrund fehlender KontaktmÃ¶glichkeiten (kein Telefon, MeldeversÃ¤umnis
am 16. September 2020) sei die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 26. November 2020
aufgefordert worden, ihre EigenbemÃ¼hungen nachzuweisen. Darauf habe sie nicht
reagiert. Bereits in der Eingliederungsvereinbarung mittels Verwaltungsakt vom 13.
April 2017 sei festgelegt worden, dass sie mindestens ein bis zwei
BewerbungsbemÃ¼hungen pro Monat um sozialversicherungspflichtige oder auch
geringfÃ¼gige BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse unternehmen und nachweisen solle.
Die KlÃ¤gerin habe jedoch seither keine EigenbemÃ¼hungen belegt. Im
BeratungsgesprÃ¤ch am 3. Dezember 2019 habe sie pauschal erklÃ¤rt,
entsprechende AktivitÃ¤ten unternommen zu haben, diese jedoch weder konkret
benannt noch nachgewiesen. Sie sei darÃ¼ber in mehreren BeratungsgesprÃ¤chen
2018 und 2019 belehrt worden. 
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Â 

Im dagegen eingelegten Widerspruch vom 21. Januar 2021 fÃ¼hrte die KlÃ¤gerin
aus, sie gelte gemÃ¤Ã� Â§ 53a Abs. 2 SGB II nicht mehr als arbeitslos. Daher
kÃ¶nne es keine Eingliederungsvereinbarung geben. Mit der vorgegebenen
Bewerbungskostenpauschale kÃ¶nnten die Aufwendungen fÃ¼r Bewerbungen nicht
finanziert werden. Sie fordere die Zahlung der noch ausstehenden Kosten aus
vorangegangenen BewerbungsbemÃ¼hungen. Aufgrund der Bewilligung von
unzureichenden SGB II-Leistungen durch den Beklagten sei sie nicht in der Lage,
Bewerbungen vorzufinanzieren. 

Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 17. Februar 2021 wies der Beklagte den
Widerspruch zurÃ¼ck und fÃ¼hrte aus, eine Eingliederungsvereinbarung nach Â§
15 Abs. 2 SGB II kÃ¶nne und solle mit jeder erwerbsfÃ¤higen arbeitsuchenden
Person abgeschlossen werden. Diesen Status habe die KlÃ¤gerin. Daran Ã¤ndere
auch Â§ 53a Abs. 2 SGB II nichts, denn die Regelung diene allein der statistischen
Erfassung (als arbeitslose Person). Die KlÃ¤gerin habe zuletzt im Zeitraum von Juni
2010 bis Juni 2011 eine BeschÃ¤ftigung ausgeÃ¼bt und seit 2017 keine
EingliederungsbemÃ¼hungen mehr nachgewiesen. Daher sei der Abschluss einer
neuen Eingliederungsvereinbarung geboten gewesen. Da der Beklagte sie nicht
erreichen kÃ¶nne, habe die neue Eingliederungsvereinbarung mangels Mitwirkung
der KlÃ¤gerin nach Aktenlage durch Verwaltungsakt erlassen werden mÃ¼ssen 

Â 

(Â§ 15 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 2 SGB II).

Â 

Dagegen hat die KlÃ¤gerin am 8. MÃ¤rz 2021 Klage beim SG erhoben und zur
BegrÃ¼ndung ihr Widerspruchsvorbringen wiederholt.

Â 

Im Klageverfahren hat der Beklagte ausgefÃ¼hrt, er habe sich in der angegriffenen
Eingliederungsvereinbarung bereit erklÃ¤rt, die KlÃ¤gerin bei maximal 50
schriftlichen Bewerbungen jÃ¤hrlich mit einer Pauschale von 3 â�¬ pro Bewerbung
nach MaÃ�gabe von Â§ 16 Abs. 1 SGB II in Verbindung mit Â§ 44 Drittes Buch
Sozialgesetzbuch â�� ArbeitsfÃ¶rderung (SGB III) zu unterstÃ¼tzen. Einen
hÃ¶heren FÃ¶rderbedarf kÃ¶nne sie durch Mitteilung nachvollziehbarer GrÃ¼nde
und Vorlage entsprechender Belege (z.B. Quittungen) geltend machen. Allein die
ErklÃ¤rung, die Pauschale sei nicht kostendeckend, reiche nicht aus. In einem
formlosen Antrag vom 20. Januar 2021 habe die KlÃ¤gerin von dem Beklagten eine
Pauschale von 5 â�¬ pro Bewerbung verlangt. Diesen Antrag habe der Beklagte mit
Bescheid vom 10. Februar 2021, der nicht Gegenstand des streitigen
Klageverfahrens sei, abgelehnt. Die KlÃ¤gerin habe bereits mehrere Verfahren zur
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HÃ¶he der Bewerbungskostenpauschale gefÃ¼hrt.

Â 

Das SG hat die Klage mit Urteil vom 9. Juni 2022 abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat
es ausgefÃ¼hrt, die Regelungen im angegriffenen Bescheid seien rechtmÃ¤Ã�ig.
Die Voraussetzungen von Â§ 15 Abs. 3 Satz 2 SGB II lÃ¤gen vor, da der Beklagte
Ã¼ber einen langen Zeitraum hinweg erfolglos versucht habe, mit der KlÃ¤gerin
eine Eingliederungsvereinbarung abzuschlieÃ�en. In GesprÃ¤chen am 21. August
2018, 9. Mai 2019 und 3. Dezember 2019 habe sie sich geweigert, eine neue
Eingliederungsvereinbarung abzuschlieÃ�en. Im Jahr 2020 sei sie weder zum
Meldetermin erschienen noch fÃ¼r den Beklagten telefonisch erreichbar gewesen.
Sie habe auch auf die schriftliche Aufforderung vom 26. November 2020 nicht
reagiert. Die Regelung von Â§ 53 Abs. 3 SGB II stehe dem Abschluss einer
Eingliederungsvereinbarung nicht entgegen, denn Â§ 15 Abs. 2 SGB II gelte fÃ¼r
â��jede erwerbsfÃ¤hige leistungsberechtigte Personâ��. Der benannte
persÃ¶nliche Anwendungsbereich habe keine EinschrÃ¤nkungen. Die HÃ¶he der
Bewerbungskostenpauschale sei nicht zu beanstanden. Diese habe der Beklagte im
pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessen festgelegt. Eine hieraus resultierende unangemessene
Belastung der KlÃ¤gerin im VerhÃ¤ltnis zu den vom Beklagten Ã¼bernommenen
Leistungen sei nicht zu erkennen. Zudem sei sie darauf hingewiesen worden, dass
gegen Nachweis auch hÃ¶here Kosten fÃ¼r Bewerbungen geltend gemacht werden
kÃ¶nnten. Auch im Ã�brigen sei der angegriffene Bescheid rechtmÃ¤Ã�ig.
UnschÃ¤dlich sei insbesondere, dass der Beklagte den Geltungszeitraum mit der
Formulierung â��bis auf weiteresâ�� offengehalten habe. Die enthaltenen
notwendigen Regelungen zur Ã�berprÃ¼fung und Fortschreibung entsprÃ¤chen den
gesetzlichen Anforderungen. Das SG hat die Berufung nicht zugelassen und in der
Rechtsmittelbelehrung Ã¼ber die Nichtzulassungsbeschwerde belehrt.

Â 

Am 8. Juli 2022 hat die KlÃ¤gerin bei dem SG Beschwerde gegen die Nichtzulassung
der Berufung eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung hat sie ausgefÃ¼hrt, das Urteil bestehe
nur aus LÃ¼gen und falschen AusfÃ¼hrungen. Nach einem Hinweis der
Berichterstatterin, dass gegen das Urteil des SG die zulassungsfreie Berufung
statthaft sei, hat die KlÃ¤gerin die Nichtzulassungsbeschwerde zurÃ¼ckgenommen
und am 9. August 2022 Berufung eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung hat sie vorgetragen,
sie sei zwar zum Meldetermin am 16. September 2020 nicht erschienen, habe sich
aber schriftlich geÃ¤uÃ�ert. Im Ã�brigen sei sie aus finanziellen GrÃ¼nden
telefonisch nicht erreichbar. Sie erkenne nicht, dass die Regelung im Â§ 53a Abs. 2
SGB II statistische Zwecke verfolge. Sie werde durch die zu geringe
Bewerbungskostenpauschale unangemessen belastet. Da der Beklagte ihr keine
ausreichenden Leistungen zur Deckung des Existenzminimums bewillige, kÃ¶nne
sie Bewerbungskosten weder auslegen noch selbst tragen. Daher verletze sie die
Eingliederungsvereinbarung mittels Verwaltungsakt in ihren Rechten.

Â 
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Mit Schreiben vom 17. Oktober 2022 hat die Berichterstatterin den Beteiligten
erlÃ¤utert, dass der angegriffene Eingliederungsverwaltungsakt sich voraussichtlich
als rechtswidrig erweisen werde, weil er keine konkrete Regelung eines
Ã�berprÃ¼fungs- und Fortschreibungsmechanismus enthalte, der auf den
Geltungszeitraum abgestimmt sei. Es sei daher beabsichtigt, das Urteil des SG und
den Bescheid des Beklagten aufzuheben. 

Â 

In der Folge haben sich die Beteiligten (die KlÃ¤gerin mit Schriftsatz vom 27.
Oktober 2022, der Beklagte mit Schriftsatz vom 23. November 2022) mit einer
Entscheidung des Senats ohne mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Â 

Auf Nachfrage hat der Beklagte unter dem 14. Juni 2023 mitgeteilt, die angegriffene
Eingliederungsvereinbarung per Verwaltungsakt vom 14. Januar 2021 gelte auch
aktuell noch. Sie sei nicht durch eine Fortschreibung o.Ã¤. abgelÃ¶st worden.

Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt nach ihrem schriftsÃ¤tzlichen Vorbringen sinngemÃ¤Ã�,

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Dessau-RoÃ�lau vom 9. Juni 2022 und den Bescheid
des Beklagten vom 14. Januar 2021 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
17. Februar 2021 aufzuheben. 

Â 

Der Beklagte beantragt nach seinem schriftlichen Vorbringen,

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Er verweist auf die nach seiner Auffassung zutreffenden AusfÃ¼hrungen in dem
Urteil des SG und ergÃ¤nzt, eine konkrete Regelung eines Ã�berprÃ¼fungs- und
Fortschreibungsmechanismus kÃ¶nne nur erfolgen, wenn zuvor mit dem
Leistungsberechtigten Ã¼ber die Eingliederungsvereinbarung erfolglos verhandelt
worden sei. Wirke dieser â�� wie die KlÃ¤gerin â�� nicht mit und finde im Vorfeld
keine Kommunikation statt, sei eine einzelfallbezogene Regelung nicht mÃ¶glich.

Â 
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Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird ergÃ¤nzend auf den Inhalt der Gerichtsakte und der Ã¼bersandten
AuszÃ¼ge aus der Verwaltungsakte des Beklagten verwiesen. Diese sind
Gegenstand der Entscheidungsfindung gewesen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Â 

Der Senat konnte gemÃ¤Ã� den Â§Â§ 153 Abs. 1, 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden, weil sich die Beteiligten damit
einverstanden erklÃ¤rt haben. 

Â 

Die Berufung ist zulÃ¤ssig, insbesondere ist sie form- und fristgerecht eingelegt
worden. Die nach Â§ 151 Abs. 1 SGG grundsÃ¤tzlich geltende Monatsfrist findet
vorliegend keine Anwendung. Vielmehr lief wegen der unzutreffenden
Rechtsmittelbelehrung im Urteil vom 9. Juni 2022, die die
Nichtzulassungsbeschwerde, nicht aber die Berufung als statthaftes Rechtsmittel
benannte, gar keine Frist. Nennt die Rechtsbehelfsbelehrung anstelle des
statthaften Rechtsbehelfs fÃ¤lschlich einen anderen fristgebundenen, ist dies
zugleich eine Belehrung, dass ein bestimmter anderer Rechtsbehelf (hier: Berufung)
nicht gegeben ist (Bundessozialgericht [BSG], Urteil vom 14. Dezember 2006, B 4 R
19/06 R, juris RN 54; Keller in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13.
Auflage 2020, Â§ 66 RN 13d m.w.N.). Erfolgt aber die Belehrung, dass ein
Rechtsbehelf nicht gegeben ist, greift (auch) die Jahresfrist des Â§ 66 Abs. 2 Satz 1
SGG nicht ein. In diesen FÃ¤llen ist die Einlegung des Rechtsbehelfs grundsÃ¤tzlich
zeitlich unbefristet mÃ¶glich (BSG, Urteil vom 14. Dezember 2006, a.a.O.; a.A. LSG
Baden-WÃ¼rttemberg, Beschluss vom 30. November 2017, L 4 P 4479/17 B, juris
RN 14).

Â 

Entgegen der Auffassung des SG bedurfte die Berufung nicht der Zulassung
gemÃ¤Ã� 

Â 

Â§ 144 Abs. 1 SGG, sondern war unbeschrÃ¤nkt statthaft. Der ZulÃ¤ssigkeit der
Berufung stand insbesondere nicht die Wertgrenze des Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
SGG entgegen, denn diese greift nicht im Streit um den eine
Eingliederungsvereinbarung ersetzenden Verwaltungsakt. Dieser ist â�� anders als
beim Rechtsschutz gegen eine Meldeaufforderung (vgl. dazu: BSG, Urteil vom 26.
Juni 2018, B 14 AS 431/17 B, juris RN 4) â�� nicht im Sinne des Â§ 144 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 SGG auf eine betragsmÃ¤Ã�ig konkret berechenbare Geldleistung gerichtet,

                             7 / 15

https://dejure.org/gesetze/SGG/153.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/124.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20R%2019/06%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20R%2019/06%20R
https://dejure.org/gesetze/SGG/66.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/66.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20R%2019/06%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%204%20P%204479/17%20B
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%20431/17%20B
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html


 

sondern konkretisiert das SozialrechtsverhÃ¤ltnis zwischen erwerbsfÃ¤higen
Leistungsberechtigten und Jobcentern mit wechselseitigen Rechten und Pflichten
und dem Ziel der Eingliederung in Arbeit, ohne eine bloÃ�e
AnknÃ¼pfungsgrundlage fÃ¼r mÃ¶gliche Sanktionsentscheidungen zu sein (vgl.
zur gesetzlichen Konzeption: BSG, Urteil vom 23. Juni 2016, B 14 AS 42/15 R, juris;
BSG, Urteil vom 21. MÃ¤rz 2019, B 14 AS 28/18 R, juris RN 10).

Â 

Die Berufung ist auch begrÃ¼ndet. Denn der Bescheid des Beklagten, mit dem er
eine Eingliederungsvereinbarung durch einen Verwaltungsakt ersetzt hat, ist
rechtswidrig und verletzt die KlÃ¤gerin in ihren Rechten.

Â 

Streitgegenstand des Berufungsverfahrens ist neben dem Urteil des SG der
Bescheid des Beklagten vom 14. Januar 2021 in Gestalt des Widerspruchsbescheids
vom 

Â 

17. Februar 2021.

Â 

Die Klage ist als Anfechtungsklage weiterhin zulÃ¤ssig, denn der die
Eingliederungsvereinbarung ersetzende Bescheid hat sich bis zum Zeitpunkt der
Entscheidung des Senats nicht erledigt (Â§ 39 Abs. 2 Zehntes Buch
Sozialgesetzbuch â�� SGB X). Er ist nach Auskunft des Beklagten nicht durch einen
fortschreibenden Bescheid abgelÃ¶st oder ersetzt worden und daher wegen der
geregelten Geltungsdauer â��bis auf weiteresâ�� weiterhin gÃ¼ltig.

Â 

Die angegriffene Eingliederungsvereinbarung mittels Verwaltungsakt ist
rechtswidrig.

Â 

Rechtsgrundlage fÃ¼r den die Eingliederungsvereinbarung ersetzenden
Verwaltungsakt ist Â§ 15 Abs. 3 Satz 3 SGB II (in der Fassung des Neunten Gesetzes
zur Ã�nderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch â�� Rechtsvereinfachung â��
sowie zur vorÃ¼bergehenden Aussetzung der Insolvenzantragspflicht vom 26. Juni
2016, BGBl I 1824). In seiner seit 1. August 2016 geltenden Fassung regelt Â§ 15
SGB II (â��Eingliederungsvereinbarungâ��) die einer Eingliederungsvereinbarung
grundsÃ¤tzlich vorangehende Potenzialanalyse (Abs. 1) und die Soll-Vorgaben der
Vereinbarung sowie ihrer Inhalte (Abs. 2). Nach Â§ 15 Abs. 3 Satz 1 SGB II soll die
Eingliederungsvereinbarung regelmÃ¤Ã�ig, spÃ¤testens jedoch nach Ablauf von
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sechs Monaten, gemeinsam Ã¼berprÃ¼ft und fortgeschrieben werden; nach Â§ 15
Abs. 3 Satz 2 SGB II sind bei jeder folgenden Eingliederungsvereinbarung die bisher
gewonnenen Erfahrungen zu berÃ¼cksichtigen. Hieran knÃ¼pft Â§ 15 Abs. 3 Satz 3
SGB II an: â��Soweit eine Vereinbarung nach Absatz 2 nicht zustande kommt, sollen
die Regelungen durch Verwaltungsakt getroffen werden.â��

Â 

Leitbild des Â§ 15 Abs. 2 und 3 SGB II ist die Einigung des Jobcenters mit dem
Leistungsberechtigten auf eine Eingliederungsvereinbarung, die das maÃ�gebliche
Werkzeug zur Planung und Gestaltung eines kontinuierlichen
Eingliederungsprozesses und zur Festlegung gegenseitiger Rechte und Pflichten ist.
Die Eingliederungsvereinbarung ist ein Ã¶ffentlich-rechtlicher Vertrag, also eine
Regelung auf Gegenseitigkeit. Deshalb muss ein einseitiger Verwaltungsakt, der
eine Eingliederungsvereinbarung ersetzt, grundsÃ¤tzlich den rechtlichen
Anforderungen entsprechen, die fÃ¼r die Eingliederungsvereinbarung gelten.
ZusÃ¤tzlich sind die Besonderheiten zu beachten, die sich aus der Einseitigkeit der
Regelung ergeben. Diesen Anforderungen genÃ¼gt der streitbefangene
Verwaltungsakt nicht.

Â 

ZunÃ¤chst scheitert der Abschluss einer Eingliederungsvereinbarung â�� entgegen
der Auffassung der KlÃ¤gerin â�� nicht daran, dass sie nicht mehr als Arbeitslose
gilt (Â§ 53a Abs. 2 SGB II), weil ihr in den letzten 12 Monaten keine
sozialversicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung angeboten worden ist. Wie der
Beklagte im Widerspruchsbescheid zutreffend ausgefÃ¼hrt hat, handelt es sich um
eine Regelung aus dem 7. Kapitel des SGB II mit dem Titel â��Statistik und
Forschungâ��, deren Gehalt sich nach der GesetzesbegrÃ¼ndung und der
systematischen Stellung darin erschÃ¶pft, unter welchen Voraussetzungen SGB II-
Leistungsberechtigte statistisch als Arbeitslose erfasst werden (vgl. Harich in:
Eicher/Luik, SGB II, 4. Aufl. 2017, Â§ 53a RN 1). Die Vorschrift hat keine Auswirkung
auf den von Â§ 15 SGB II erfassten Personenkreis der erwerbsfÃ¤higen
Leistungsberechtigten (Â§ 15 Abs. 1 Satz 1 SGB II), zu dem die KlÃ¤gerin gehÃ¶rt.

Â 

Es kann dahinstehen, ob vor dem Erlass der Eingliederungsvereinbarung per
Verwaltungsakt die nach den vorstehenden AusfÃ¼hrungen verpflichtende
Potentialanalyse im Sinne des Â§ 15 Abs. 1 SGB II erfolgt ist. Selbst wenn diese
(mÃ¶glicherweise) vor dem Erlass der letzten Eingliederungsvereinbarung vom 13.
April 2017 durchgefÃ¼hrt worden wÃ¤re, stellte der seither abgelaufene Zeitraum
von knapp vier Jahren einen zwingenden Grund dar, die damaligen Erkenntnisse zu
Ã¼berprÃ¼fen. Es ist nicht ersichtlich, dass dies erfolgt wÃ¤re. Desgleichen kann
dahinstehen, dass dem angegriffenen Bescheid keine â��Planung und Gestaltung
eines kontinuierlichen Eingliederungsprozessesâ�� entnommen werden kann. Dem
Bescheid sind nicht einmal AnsÃ¤tze eines konzeptionellen Vorgehens oder einer
Verlaufsplanung zu entnehmen.
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Â 

Offenbleiben kann auch, ob der Beklagte in der konkreten Situation berechtigt
gewesen ist, einen die Eingliederungsvereinbarung ersetzenden Verwaltungsakt
nach Â§ 15 

Â 

Abs. Abs. 3 Satz 3 SGB II zu erlassen. Denn er hat vor dem Erlass des angegriffenen
Bescheids nicht (noch einmal) versucht, mit der KlÃ¤gerin eine Vereinbarung zu
schlieÃ�en. Der Beklagte hÃ¤tte der KlÃ¤gerin im Falle der Verweigerung ihres
persÃ¶nlichen Erscheinens den schriftlichen Entwurf einer
Eingliederungsvereinbarung mit der Bitte um Unterschrift Ã¼bersenden kÃ¶nnen.
Andererseits erscheint es vertretbar, davon auszugehen, dass im Einzelfall der
KlÃ¤gerin besondere GrÃ¼nde vorliegen, die den Abschluss einer (konsensualen)
Vereinbarung als nicht sachgerecht erscheinen lassen (vgl. BSG, Urteil vom 14.
Februar 2013, B 14 AS 195/11 R, juris RN 17). Aufgrund der â�� auch dem Senat
bekannten â�� generellen Verweigerungshaltung der KlÃ¤gerin kann auch vertreten
werden, dass es dem Beklagten nicht zuzumuten war, weitere Versuche zu einem
einvernehmlichen Abschluss einer Eingliederungsvereinbarung zu unternehmen,
sodass die Entscheidung fÃ¼r den Erlass einer Eingliederungsvereinbarung mittel
Verwaltungsakt im Ergebnis nicht zu beanstanden ist.

Â 

Aufgrund der RechtsqualitÃ¤t der Eingliederungsvereinbarung als Ã¶ffentlich-
rechtlicher Vertrag in der Form des subordinationsrechtlichen Austauschvertrags
nach Â§ 53 Abs. 1 Satz 2, Â§ 55 SGB X (BSG, Urteil vom 23. Juni 2016, B 14 AS
30/15 R, juris RN 16) sind neben den sich hieraus ergebenden rechtlichen
Anforderungen die Vorgaben des Â§ 15 SGB II zu beachten. Nach der Konzeption
des Gesetzgebers ist die Eingliederungsvereinbarung und damit auch der
Eingliederungsverwaltungsakt das maÃ�gebliche Werkzeug zur Planung und
Gestaltung eines kontinuierlichen Eingliederungsprozesses und zur Festlegung
gegenseitiger Rechte und Pflichten (BSG, Urteil vom 21. MÃ¤rz 2019, 

Â 

B 14 AS 28/18 R, RN 13, juris). Dies muss aus seinen inhaltlichen Bestimmungen
deutlich werden.

Â 

Zu diesen gehÃ¶rt nicht (mehr) die Vorgabe eines festen Geltungszeitraums. Durch
die Ã�nderungen des Â§ 15 SGB II zum 1. August 2016 soll eine
Eingliederungsvereinbarung nicht mehr regelhaft fÃ¼r sechs Monate geschlossen
werden (so noch Â§ 15 Abs. 1 Satz 3 SGB II in der bis zum 31. Juli 2016 geltenden
Fassung). Der Gesetzgeber wollte die Laufzeit oder den Geltungszeitraum einer
Eingliederungsvereinbarung im Interesse eines kontinuierlichen
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Eingliederungsprozesses flexibel gestalten; er hat damit nur noch den spÃ¤testen
Zeitpunkt fÃ¼r eine Ã�berprÃ¼fung und Aktualisierung der Vereinbarung geregelt.
Dies schlieÃ�t die MÃ¶glichkeit einer unbefristeten Geltung ein. Diese kann â�� wie
hier â�� ausdrÃ¼cklich vereinbart sein (â��bis auf weiteresâ��) oder sich
stillschweigend aus dem Fehlen einer vereinbarten Regelung zur Laufzeit ergeben.

Â 

Damit korrespondiert, dass nach Â§ 15 Abs. 3 Satz 1 SGB II die
Eingliederungsvereinbarung regelmÃ¤Ã�ig, spÃ¤testens jedoch nach Ablauf von
sechs Monaten, gemeinsam Ã¼berprÃ¼ft und fortgeschrieben werden soll.
Ausdruck des vom Gesetzgeber verfolgten Interesses an einem kontinuierlichen
Eingliederungsprozess ist zudem, dass nach Â§ 15 

Â 

Abs. 3 Satz 2 SGB II bei jeder folgenden Eingliederungsvereinbarung die bisher
gewonnenen Erfahrungen zu berÃ¼cksichtigen sind. Dazu hat das BSG in seinem
Urteil vom 

Â 

21. MÃ¤rz 2019 (B 14 AS 28/18 R, juris RN 17 f.) weiter ausgefÃ¼hrt:

Â 

â��Die Einzelheiten dieses gesetzlich vorgesehenen Ã�berprÃ¼fungsmechanismus
sind in der Eingliederungsvereinbarung konkret zu regeln. Dies erfordert in
AbhÃ¤ngigkeit vom vereinbarten, gesetzlich nicht mehr vorgegebenen
Geltungszeitraum jedenfalls Regelungen zu den AnlÃ¤ssen oder Zeitpunkten fÃ¼r
die gemeinsame Ã�berprÃ¼fung wÃ¤hrend der Laufzeit der Vereinbarung.
ErmÃ¶glicht sind durch Â§ 15 Abs. 3 SGB II auch spezielle Regelungen, die
Ã�nderungen der Vereinbarung unter weniger strengen Voraussetzungen zulassen,
als sie fÃ¼r eine Anpassung und KÃ¼ndigung durch Â§ 59 SGB X fÃ¼r Ã¶ffentlich-
rechtliche VertrÃ¤ge vorgesehen sind.

Â 

Wird eine Eingliederungsvereinbarung durch Verwaltungsakt ersetzt, sind dessen
Regelungen im Rahmen pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessens nach denselben
MaÃ�stÃ¤ben zu einem angemessenen Ausgleich zu bringen wie bei einer
konsensualen Eingliederungsvereinbarung.â��

Â 

Daran sei auch fÃ¼r die seit 1. August 2016 geltende Fassung des Â§ 15 SGB II
festzuhalten. Daher seien die Regelungen in einem Verwaltungsakt, der eine
Eingliederungsvereinbarung ersetze, insgesamt im Rahmen des pflichtgemÃ¤Ã�en

                            11 / 15

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/15.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%2028/18%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/15.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/59.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/15.html


 

Ermessens nach denselben MaÃ�stÃ¤ben wie in einer Eingliederungsvereinbarung
zu treffen. Dies gelte neben der Bestimmung der fÃ¼r eine Eingliederung
erforderlichen Leistungen und BemÃ¼hungen nach Â§ 15 Abs. 2 SGB II auch fÃ¼r
die rechtlichen Anforderungen, die sich aus Â§ 15 

Â 

Abs. 3 SGB II ergÃ¤ben.

Â 

Da der der Gesetzgeber insbesondere auf die Vorgabe eines festen
Geltungszeitraums verzichtet habe, sei es nach MaÃ�gabe des seit 1. August 2016
geltenden Â§ 15 Abs. 3 SGB II rechtlich nicht zu beanstanden, wenn der
Geltungszeitraum in Anpassung an die jeweilige Eingliederungssituation und
Integrationsstrategie oder Lebenslage flexibel geregelt werde â�� zum Beispiel
fÃ¼r die Dauer einer MaÃ�nahme zur Eingliederung in Arbeit oder wegen eines
absehbaren Endes des Leistungsbezugs. In einem eine Eingliederungsvereinbarung
ersetzenden Verwaltungsakt kÃ¶nne auch dessen Geltung â��bis auf weiteresâ��
geregelt und damit ein unbefristeter Geltungszeitraum bestimmt werden.

Â 

Weiter fÃ¼hrt das BSG (a.a.O., RN 22 ff.) aus:

Â 

â��Zum Geltungszeitraum, den sich der Verwaltungsakt beimisst, kommen zwar
verschiedene Regelungen im Rahmen pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessens in Betracht.
Erkennen lassen muss der Verwaltungsakt jedoch, welchen Geltungszeitraum er
sich beimisst. Die insoweit getroffene Regelung muss zudem von hinreichenden
ErmessenserwÃ¤gungen getragen sein. Diese Anforderungen berÃ¼cksichtigen,
dass durch den Verwaltungsakt sanktionsbewehrte Obliegenheiten des
Leistungsberechtigten begrÃ¼ndet werden (BSG, Urteil vom 

Â 

23. Juni 2016, B 14 AS 42/15 R, juris RN 13, 15), weshalb Ã¼ber deren zeitlichen
Geltungsanspruch und den GrÃ¼nden hierfÃ¼r dem Leistungsberechtigten
Kenntnis zu verschaffen ist. Dies ist erforderlich auch deshalb, um die
Inanspruchnahme von Rechtsschutz gegen die durch Verwaltungsakt
begrÃ¼ndeten Obliegenheiten und ggf. gegen Sanktionsfolgen nicht zu erschweren.

Â 

Hiermit korrespondiert, dass nach Â§ 15 Abs. 3 Satz 1 und 3 SGB II auch der eine
Eingliederungsvereinbarung ersetzende Verwaltungsakt regelmÃ¤Ã�ig, spÃ¤testens
jedoch nach Ablauf von sechs Monaten gemeinsam Ã¼berprÃ¼ft und
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fortgeschrieben werden soll. Die Einzelheiten hierzu sind im Verwaltungsakt konkret
zu regeln. Ein eine Eingliederungsvereinbarung ersetzender Verwaltungsakt ist
rechtswidrig, wenn er keine konkrete Regelung eines Ã�berprÃ¼fungs- und
Fortschreibungsmechanismus enthÃ¤lt, der auf den Geltungszeitraum abgestimmt
ist.

Â 

Dies erfordert in AbhÃ¤ngigkeit vom geregelten, gesetzlich nicht mehr
vorgegebenen Geltungszeitraum jedenfalls konkrete Regelungen zu den AnlÃ¤ssen
oder Zeitpunkten fÃ¼r die gemeinsame Ã�berprÃ¼fung wÃ¤hrend der Geltung des
Verwaltungsakts. ErmÃ¶glicht sind durch Â§ 15 Abs. 3 SGB II zudem spezielle
Regelungen, die Ã�nderungen des Verwaltungsakts unter weniger strengen
Voraussetzungen zulassen, als sie durch Â§Â§ 45 und 48 SGB X fÃ¼r
Verwaltungsakte vorgesehen sind. Auch diese Anforderungen berÃ¼cksichtigen,
dass durch den Verwaltungsakt sanktionsbewehrte Obliegenheiten des
Leistungsberechtigten begrÃ¼ndet werden, weshalb hinreichend bestimmte
Regelungen dazu erforderlich sind, nach welchem Verfahrensregime die
Regelungen des Verwaltungsakts und insbesondere diese Obliegenheiten wÃ¤hrend
der Geltung des Verwaltungsakts Ã¼berprÃ¼ft und ggf. geÃ¤ndert werden
kÃ¶nnen.â��

Â 

Daran gemessen ist der streitige Verwaltungsakt rechtswidrig. Zwar ist es nicht zu
beanstanden, dass er auf eine Geltungsdauer â��bis auf weiteresâ�� bezogen ist.
Damit ist ein unbefristeter Geltungszeitraum hinreichend bestimmt geregelt. Doch
erfordert die Regelung eines solchen Geltungszeitraums, dass sie von
hinreichenden ErmessenserwÃ¤gungen getragen ist. Ob und ggf. welche
ErmessenserwÃ¤gungen der Beklagte bei Erlass des Verwaltungsakts angestellt
hat, ergibt sich jedoch weder aus der BegrÃ¼ndung des Bescheids noch aus dem
zeitgleich verfassten Vermerk der Mitarbeiterin des Beklagten oder dessen
Widerspruchsbescheid vom 17. Februar 2021. Eine weitere PrÃ¼fung ist dem Senat
wegen dieses Ermessensausfalls im Sinne von Â§ 39 Abs. 1 SGB I nicht mÃ¶glich. Es
ergibt sich aus dem angegriffenen Bescheid auch nicht, ob der Beklagte
Ã¼berhaupt erkannt hat, dass er bei der Bestimmung von Geltungsdauer und
Fortschreibungsbedingungen Ermessen auszuÃ¼ben hatte.

Â 

Der Gesetzgeber hat zu einem festen Geltungszeitraum keine Vorgaben gemacht.
Aber auch dann, wenn der GrundsicherungstrÃ¤ger sein gebundenes Ermessen
(â��sollâ��) dahingehend ausÃ¼bt, dass er den Eingliederungsverwaltungsakt auf
sechs Monate befristet, muss dem Bescheid zu entnehmen sein, auf welchen
ErmessenserwÃ¤gungen die getroffene Regelung bezÃ¼glich des
Geltungszeitraums beruht. Dies ist nach der Intention des Gesetzgebers und der
Rechtsprechung des BSG notwendig, damit der Leistungsberechtigte Ã¼ber den
zeitlichen Geltungsanspruch und den GrÃ¼nden hierfÃ¼r Kenntnis erlangt, auch
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um ggf. Rechtsschutz in Anspruch nehmen zu kÃ¶nnen (vgl. BSG, Urteil vom 21.
MÃ¤rz 2019, B 14 AS 28/18 R, juris RN 22, juris; Bay. LSG, Urteil vom 7. November
2019, L 16 AS 813/17, juris RN 40). Gerade weil im vorliegenden Fall keine konkrete
Geltungsbefristung verfÃ¼gt wurde, waren ErmessenserwÃ¤gungen hinsichtlich der
Entscheidung fÃ¼r die Wahl einer unbefristeten Dauer des Geltungszeitraums erst
recht geboten.

Â 

Damit korrespondiert, dass der angegriffene Bescheid auch deshalb rechtswidrig ist,
weil er keine (konkrete) Regelung zur Ã�berprÃ¼fung und Fortschreibung enthÃ¤lt,
die auf den Geltungszeitraum â��bis auf weiteresâ�� abgestimmt ist (vgl. BSG,
Urteil vom 21. MÃ¤rz 2019, a.a.O., RN 28; ebenso: Bay. LSG, a.a.O., RN 41).
Erforderlich sind nach der Rechtsprechung des BSG in AbhÃ¤ngigkeit vom
geregelten, gesetzlich nicht mehr vorgegebenen Geltungszeitraum konkrete
Regelungen zu den AnlÃ¤ssen oder Zeitpunkten fÃ¼r die gemeinsame
Ã�berprÃ¼fung wÃ¤hrend der Geltung des Verwaltungsakts (vgl. BSG, Urteil vom
21. MÃ¤rz 2019, a.a.O., RN 24). Die Pflichten aus einer Eingliederungsvereinbarung
bzw. einem sie ersetzenden Verwaltungsakt werden mit Blick auf die individuellen
FÃ¤higkeiten und die individuelle Lebenssituation des Leistungsberechtigten
festgelegt. Sie sind regelmÃ¤Ã�ig zu Ã¼berprÃ¼fen, ob sie insoweit noch geeignet
sind (BVerfG, Urteil vom 5. November 2019, 1 BvL 7/16, juris RN 172). 

Â 

Vorliegend fehlen AusfÃ¼hrungen, warum eine Ã�berprÃ¼fung (erst) nach Ablauf
von sechs Monaten stattfinden soll. Im angegriffenen Bescheid wird lediglich der
Wortlaut von Â§ 15 Abs. 3 Satz 1 SGB II wiederholt, ohne dass ersichtlich wird,
welche UmstÃ¤nde im konkreten Einzelfall fÃ¼r die Wahl maÃ�geblich waren oder
welche MaÃ�nahmen zur FÃ¶rderung des Eingliederungsprozesses durch den
Beklagten gedacht oder in Aussicht genommen waren. Es fehlen ErwÃ¤gungen, ob,
wann und ggf. wie in Zukunft dem gesetzgeberischen Ziel der Nutzung der
Eingliederungsvereinbarung als kooperatives Gestaltungsmittel im
Eingliederungsprozess Rechnung getragen werden sollte. Die Einzelheiten hierzu
sind im Verwaltungsakt im Sinne der Fortschreibung und Ã�berprÃ¼fung konkret zu
regeln, woran es hier ebenfalls fehlt (vgl. Bay. LSG, a.a.O., RN 41).

Â 

Dass eine konkrete, einzelfallbezogene Regelung zur Ã�berprÃ¼fung und
Fortschreibung der Eingliederungsvereinbarung unerlÃ¤sslich ist, zeigt auch die
weitere Entwicklung im Fall der KlÃ¤gerin: Im Zeitpunkt der Entscheidung des
Senats gilt der angegriffene Bescheid seit nunmehr 26 Monaten unverÃ¤ndert fort.
Die gesetzlich vorgeschriebene â��gemeinsame Fortschreibung und
Ã�berprÃ¼fungâ�� ist bislang offensichtlich nicht erfolgt.

Â 
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Das Urteil des SG und der angegriffene Bescheid in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids waren daher aufzuheben.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Â 

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG
sind nicht ersichtlich.

Â 

Erstellt am: 11.10.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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